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1. Vorwort 

Mit aller Vehemenz ist seit einiger Zeit erneut die Diskussion über die 
Grundlagen unserer Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung aufgelebt. 
Als einer der Kristallisationspunkte des öffentlichen Disputs ist die For-
derung nach Demokratisierung, insbesondere nach Demokratisierung der 
Wirtschaft, in das Zentrum der Auseinandersetzungen geraten. 

Nach einer Zeit relativer politischer und wirtschaftlicher Stabilität, 
die geprägt war durch die Anstrengungen, die politischen und wirtschaft-
lichen Trümmer im Gefolge der Zeit des Nationalsozialismus zu beseiti-
gen und die Verhältnisse auf neuer Grundlage zu konsolidieren und zu 
entwickeln, wurde das Erreichte hinsichtlich vor allem seines demokra-
tisch-normativen Anspruchs einer kritischen Bestandsprüfung unter-
zogen. 

In vielfältiger Weise wurden Diskrepanzen zwischen Verfassungsan-
spruch bzw. Verfassungsideal und Verfassungswirklichkeit festgestellt. 
Vor allem die zunächst als "Wirtschaftswunder" empfundene, in uner-
warteter Steigerung des Sozialprodukts und des allgemeinen Wohlstands 
sich ausdrückende Situation der Wirtschaft geriet mehr und mehr in das 
Blickfeld der Kritik. Besonders aus den Unversitäten, und in ihnen von 
den Sozialwissenschaften, wurden kritische Impulse ausgelöst. 

In einer Zeit, da die drückende Last möglicher Arbeitslosigkeit und 
des Ringens um die tägliche materielle Existenzerhaltung für die meisten 
Bundesbürger in beruhigende Ferne gerückt schien, fielen zunehmend 
Argumente auf fruchtbaren Boden, die nunmehr die Kehrseite des so er-
freulichen Wohlstands zu beleuchten begannen. Fragen nach der Vertei-
lungsgerechtigkeit von Einkommen und Vermögen wurden gestellt; nach 
der Gleichgewichtigkeit von "privatem Reichtum" und der Versorgung 
mit "öffentlichen Gütern" wie Bildungs-, Kultur- und Sozialeinrichtun-
gen; nach dem existentiellen Wert von individuellem materiellen Wohl-
stand überhaupt; nach der Erhaltung einer gesunden Umwelt; nach der 
Kontrolle ökonomischer und politischer Macht; nach der Möglichkeit in-
dividueller Selbstbestimmung; nach der faktischen Realisierung indive-
dueller Chancengleichheit u. a. wurde gefragt. 

Kurz, die Öffentlichkeit wurde in zunehmendem Maße (unterstützt 
vor allem durch gesteigerte Intensität der Meinungsbildung in dieser 
Richtung im Rahmen der Massenmedien) sensibilisiert in bezug auf 
Probleme der Gerechtigkeit und Sinnhaftigkeit gesellschaftlicher, spe-
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ziell auch ökonomischer Ordnung. Dieser Sensibilisierung des öffentli-
chen Bewußtseins entsprach das politisch mobilisierende Schlagwort der 
"Reform". 

Reformerische Veränderungen gesellschaftlicher Gegebenheiten wur-
den jedoch nicht so sehr nur unter dem pragmatischen Gesichtspunkt ei-
ner Verbesserung der eher technizistischen Funktionalität gesellschaftli-
cher Regelungen angestrebt bzw. in Angriff genommen, sondern die ge-
wüschten Veränderungen wurden mehr und mehr unter einem spezi-
fisch normativen Anspruch betrieben, der seinen Niederschlag im Begriff 
der "Demokratisierung" fand. 

Sehr schnell wurde dann allerdings klar, daß sich hinter dem intentio-
nalen Klammerbegriff Demokratisierung z. T. gravierend unterschied-
liche und manchmal sich in der letzten Konsequenz auch gegenseitig aus-
schließende Analyse- und Strategiepositionen verbergen. 

U. a. aus aktuellen Anlässen gesetzlicher Reformeingriffe bzw. Ein-
griffsvorhaben in das System der Wirtschaft, wie z. B. der Neufassung 
des Betriebsverfassungsgesetzes, der Novellierung des Gesetzes gegen 
W ettbewerbsbeschränkungen, Anstrengungen in Richtung auf ein neues 
Bodenrecht, Vorhaben zur Verbesserung der Vermögensbeteiligung der 
Arbeitnehmer am Produktionsvermögen, Vorschlägen zu Änderungen 
der Bildungs- und Ausbildungsregelungen und auch der Steuergesetze 
und schließlich den Plänen zur Ausweitung der paritätischen Unterneh-
mensmitbestimmung auf die Großunternehmen der deutschen Wirt-
schaft, anläßlich also derartiger Gestaltungsakte bzw. Absichten dazu 
prallten und prallen im Prinzip und im Detail unterschiedliche Positionen 
der Demokratisierungsdiskussion aufeinander. 

Sind es zum einen die Differenzen, die die Auseinandersetzungen kenn-
zeichnen, zwischen solchen Positionen, die mit dem Prinzip bzw. dem Be-
griff der Demokratie selbst und demzufolge auch mit dem Begriff Demo-
kratisierung abweichende und z. T. äußerst schillernde und auch diffuse 
Ziel- und Methodenvorstellungen verbinden, so werden zum anderen 
dem Gebrauch des Begriffes Demokratisierung überhaupt und der da-
mit verbundenen Annahme einer Übertragbarkeit des Prinzips der De-
mokratie aus dem politischen Bereich in andere Bereiche der Gesellschaft 
und besonders in den Bereich der Wirtschaft grundsätzliche Bedenken 
entgegengebracht. 

Neben Ansichten, Demokratie sei nur ein Ordnungskonzept des Poli-
tischen und nicht übertragbar!, stehen apodiktische Pauschalmeinungen 
des Inhalts, die "Demokratisierung der Wirtschaft ist so unsinnig wie 
eine Demokratisierung der Schulen, der Kasernen oder der Zuchthäu-
ser"2, die in verfeinerter Form bis zur Furcht vor der Gefährdung der 

1 Vgl. u. a. Schleyer, H. M. (215), besonders S. 78 ff. 
2 Industriekurier v. 7.10. 1965. Zitiert nach Hiltmann, G. (111), S. 7. 
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ganzen Kultur durch eine Geisteshaltung, die sich des Begriffes Demo-
kratisierung bediene, führt: "Ich scheue mich nicht zu sagen, daß das, was 
sich hinter diesem Begriff verbirgt, auf die Preisgabe von Grundlagen 
der abendländischen politischen Kultur hinausläuft, wie sie einschnei-
dender nicht gedacht werden kann." Am Ende stehe gar die "Agonie der 
Freiheit"8• 

Solche theoretischen Differenzen, eine bisweilen mit geradezu dogma-
tischer Verbissenheit geführte Auseinandersetzung und eine z. T. durch 
hektischen Übereifer gekennzeichnete Reformpraxis leisten m. E. der 
Gefahr Vorschub, die für eine im Wandel befindliche Gesellschaft wie die 
der Bundesrepublik als notwendig zu erachtenden Reformbemühungen 
-um nämlich die Glaubwürdigkeit des Wertanspruchs, eine freiheitliche 
Gesellschaftsordnung zu sein, zu bewahren- grundsätzlich zu diskrimi-
nieren. 

Dieser Arbeit liegt daher die Annahme zugrunde, daß der in der öffent-
lichen Auseinandersetzung offen zutagegetretene Dissens über die Reich-
weite des Demokratiemodells gesellschaftlicher Ordnung einer konstruk-
tiven Konzentration der gesellschaftlichen Energien auf eine stabile Wei-
terentwicklung der realen Gesellschaftsordnung und damit des Gesell-
schaftssystems der Bundesrepublik insgesamt hinderlich im Wege steht; 
daß eine derart kontroverse Diskussion aber auch die Chance bietet, noch-
mals in aller Offenheit die Ordnungsgrundlagen und die daraus abzu-
leitenden Zielvorstellungen für eine zukünftige Entwicklung zu über-
denken und auf diesem Wege das mögliche und nötige Konsenspotential 
auszuloten'. 

Daher wird weiterhin angenommen, daß, was immer man im einzelnen 
unter Schlagworten wie "Systemveränderung" oder "Systemerhaltung'' 
verstehen will, eine Gesellschaft nicht daran vorbeikommt, einerseits 
ihre wertemäßigen und normativen Grundlagen den sich wandelnden 
Umweltbedingungen anzupassen, wie sie andererseits zu überprüfen hat, 
ob und inwieweit die tatsächlichen gesellschaftlichen Regelungen und 
Zustände diesen wertemäßigen und normativen Grundlagen entspre-
chen. Sie kommt aber auch nicht daran vorbei, auf der Basis bestimm-
ter Werte- und Normenorientierungen mit aller Intensität die Effizienz-
bedingungen insgesamt zum Erhalt und zur Steigerung des materiellen 
Niveaus der Gesellschaft bzw. zur Stabilisierung des Erreichten zu ver-
bessern oder zumindest zu bewahren. Die Erhaltung bzw. Steigerung ge-
sellschaftlicher Produktivität ist eine der wichtigsten dieser allgemeinen 
Effizienzbedingungen5• 

a Hennis, W. (109), S. 22 und S. 39. 
4 Wenn man will, ist eine solche kritische Bestandsprüfung eine der, wie ich 

meine, wichtigsten Voraussetzungen für das Wirken sogenannter "aufbauen-
der Kräfte", die z. B. Sontheimer beschwört (Sontheimer, K.: Perspektiven der 
deutschen Demokratie. In: Sontheimer, K. [226), S. 264). 


